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Die Breitbandversorgung ist ein wichtiger Standortfaktor 
 
Breitband ist eine zentrale Infrastruktur, die maßgeblich über die Leistungsfähigkeit von 
Standorten entscheidet. Alle Haushalte mit Breitband zu versorgen und rasch Hochleis-
tungsnetze für die Dienste von morgen auszubauen, ist eine wichtige Grundlage für wirt-
schaftliches Wachstum und Lebensqualität. Sie gewährleistet zudem eine hohe Att-
raktivität der Regionen abseits der Ballungsgebiete für private Verbraucher und Gewer-
bebetriebe.1 
 
Die Bedeutung einer flächendeckenden Breitbandversorgung steht außer Zweifel. Breit-
bandinternet erschließt neue Märkte und Angebote. Es sorgt für Wirtschaftswachstum so-
wie für neue Arbeitsplätze. Für den Verbraucher bedeutet Breitband mehr Komfort, eine 
größere Vielfalt und eine höhere Qualität der Inhalte. Unternehmen machen ihre Investiti-
onsentscheidungen zunehmend davon abhängig, ob sie an einem neuen Standort Zu-
gang zu schnellen Internetverbindungen haben. Das gilt nicht nur für große Firmen, son-
dern insbesondere auch für den Mittelstand. Selbst für Privatleute zählt die Versorgung mit 
Internetanschlüssen zu denjenigen Infrastrukturanforderungen, die die Wohnortwahl 
maßgeblich beeinflussen.2 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie bezeichnet die Branche der Infor-
mations- und Kommunikationstechnik (ITK) nicht nur als den zweitgrößten Arbeitgeber in 
Deutschland, sondern auch als die wichtigste Quelle für Produktivitätswachstum in der 
EU. Ebenso wichtig ist die Bedeutung des Internets für Wissenschaft und Bildung. In-
formationssuche im Word Wide Web gehört inzwischen schon in der Grundschule 
selbstverständlich zum Lernstoff. Studien belegen, dass 14- bis 19-jährige in Europa das 
Internet häufiger als Informationsquelle nutzen als das Fernsehen und andere klassische 
Medien. Die Meinungsbildung findet dank Web 2.0 (Communities wie Schüler- und Stu-
diVZ, Facebook, YouTube und Twitter) zunehmend über Kommunikationsnetzwerke im 
Internet statt. 
 
Der Zugang zu einem ausreichend schnellen und leistungsstarken Internet für jeden Bür-
ger ist daher heute kein Luxus, sondern etwas, das man haben muss. Er ist für alle Städ-
te und Gemeinden in Deutschland ein entscheidender Faktor für die erfolgreiche Wirt-
schaftsförderung, für Industrieansiedlungen, für eine gute Aus- und Weiterbildung 
der Menschen, die zur wirtschaftlichen Entwicklung unseres Landes beitragen.3 
 
Gerade auf dem Land muss es gelingen, sehr bald die Nachfrage nach schnellem Internet 
zu befriedigen. Gleichzeitig müssen schon heute die Weichen für die kommenden Inno-
vationen auf der „Datenautobahn“ gestellt werden. Neue Konzepte müssen heute entwi-
ckelt und die Kosten weitestgehend minimiert werden, damit der Glasfaserausbau zu 
einer Erfolgsgeschichte werden kann.4 

                                                           
1 Hans-Joachim Otto, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister für Wirtschaft und Technologie, Seite 10, 
„Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
2 Hans Jörg Duppre, Präsident des Deutschen Landkreistages, Seite 12, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
3 Gerd Eickers, Präsident VATM, Seite 7, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
4 Gerd Eickers, Präsident VATM, Seite 8, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
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Ziele der Bundesregierung 

2010 alle Haushalte mit 
mindestens 1 MBit/s versorgt

2014 75% aller Haushalte mit 
50 MBit/s versorgt 

2018 alle Haushalte mit 
50 MBit/s versorgt 

Die Ziele beim Breitbandausbau 
 
 
Nach der Breitbandstrategie der Bundesregierung (Februar 2009) sollte eine flächen-
deckende Versorgung mit Breitbandanschlüssen von mindestens 1 Mbit/s bis Ende 2010 
erreicht werden (was allerdings flächendeckend nicht gelungen ist!). Als Zwischenziel sol-
len für mindestens 75 Prozent aller 
Haushalte bis 2014 Hochleistungsnetze mit 
Leistungsraten von mindestens 50 Mbit/s 
verfügbar sein, die dann im Jahr 2018 allen 
Haushalten flächendeckend zur Ver-
fügung stehen sollen. 
 
Die Ziele der Europäischen Union sehen 
eine flächendeckende Breitbandversorgung 
von 1 Mbit/s bis zum Jahr 2013, eine 
Verfügbarkeit von über 30 Mbit/s für 100 
Prozent aller Haushalte sowie von über 
100 Mbit/s für mindestens 50 Prozent 
alles Haushalte bis 2020 vor. 
 
Die Zugangsmöglichkeit zu Informationen aus dem Internet gehört fraglos zu jenen Bedin-
gungen der Daseinsvorsorge, die auch im ländlichen Raum im Sinne gleichwertiger Le-
bensverhältnisse vorhanden sein muss. Erfreulicherweise ist es in den letzten Monaten – 
vor allem in Umsetzung der Breitbandstrategie der Bundesregierung – vielfach gelungen, 
die Versorgungssituation zu verbessern. Besonders zu begrüßen ist, dass neben den bun-
desweit tätigen Anbietern kleinere, mittelständische Unternehmen die sich ihnen bie-
tenden Chancen zur Realisierung innovativer regionaler Ansätze erkannt haben. Diese 
sichern heute – vielfach unter Rückgriff auf Funktechnologien – in zahlreichen Kommunen 
auf dem Land die Grundversorgung der Bevölkerung mit breitbandigen Internetanschlüs-
sen.5 
 
Bei Internetanschlüssen wächst der Bedarf an Bandbreite jährlich um annährend 50 
Prozent. Schon in wenigen Jahren werden wir Download-Raten von 50 Megabit pro Se-
kunde als digitale Steinzeit empfinden. Langfristig können nur Glasfasernetze bis in die 
Gebäude und Wohnungen der Kunden den Hunger nach Bandbreite stillen.6 Nach den 
Angaben von Telekom-Chef Niek Jan van Damme zufolge steigt der Datenverkehr im 
Festnetz bis zum Jahr 2013 um das Fünffache, im Mobilfunk sogar um das 60-fache.7 
 
Angesichts des wachsenden Bandbreitenbedarfs ist indes davon auszugehen, dass Funk-
lösungen nur einen Zwischenschritt darstellen können. Das in der Breitbandstrategie 
der Bundesregierung formulierte Ziel, hochleistungsfähige Breitbandanschlüsse mit Über-
tragungsraten von 50 Megabit pro Sekunde und mehr „möglichst bald flächendeckend 
verfügbar zu haben“, wird sich nach heutigem Erkenntnisstand nur mit kabelgebundenen 
Technologien – namentlich der Glasfaser – realisieren lassen. Das bedeutet, dass auch 
im ländlichen Raum das Telefonkupfernetz weitgehend flächendeckend durch ein Glas-
fasernetz ersetzt werden muss.8 

                                                           
5 Hans Jörg Duppre, Präsident des Deutschen Landkreistages, Seite 12, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
6 Hans-Joachim Reck, Hauptgeschäftsführer VKU, Seite 24, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
7 Rhein-Zeitung Mittelmosel vom Dienstag, 1. März 2011, Seite 7 
8 Hans Jörg Duppre, Präsident des Deutschen Landkreistages, Seite 12, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
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Die Aufgaben der Gemeinden, Verbandsgemeinden und Landkreise  
 
Damit ländliche Räume im Standortwettbewerb eine Chance haben, brauchen sie den flä-
chendeckenden Ausbau mit hochleistungsfähigen Breitbandanschlüssen zu tragba-
ren Preisen. Der Deutsche Landkreistag regt hier ein gemeindeübergreifendes, koordi-
niertes Vorgehen an. 
 
Vor dem Hintergrund, dass das Telefonkupfernetz flächendeckend durch ein Glasfaser-
netz ersetzt werden muss, ergreifen mittlerweile zahlreiche Kommunen in ländlich struktu-
rierten Regionen selbst die Initiative, um eine Versorgung ihrer Bürger mit hochleistungs-
fähigen Breitbandanschlüssen sicherzustellen. Sie haben erkannt, dass ein weiteres Ab-
warten ihre Zukunftsfähigkeit erheblich gefährdet. Wenn es nicht gelingt, in den ländli-
chen Räumen flächendeckend eine Versorgung mit hochleistungsfähigen Breitbandan-
schlüssen zu tragbaren Preisen zu sichern, werden die Kommunen dort im Standortwett-
bewerb mit städtischen Ballungsgebieten dauerhaft ins Hintertreffen geraten.  
 
Stärker als bei der Erschließung mit Funktechnologien, die vielfach auch in einzelnen Ge-
meinden isolierte Lösungen zulassen, ist beim Ausbau des Glasfasernetzes der Rückgriff 
auf größere, gemeindeübergreifende Ansätze notwendig. Auch die finanziellen Dimen-
sionen des Glasfaserausbaus überfordern gerade kleine Kommunen schnell. Deshalb sind 
es insbesondere die Landkreise, die – gemeinsam mit den kreisangehörigen Gemeinden – 
den Ausbau von Glasfasernetzen auf dem Land vorantreiben.  
 
Weil Synergien genutzt werden können, führt ein koordiniertes Vorgehen von Kreisen und 
Gemeinden häufig schneller ans Ziel, als es isolierte Ansätze einzelner Kommunen könn-
ten. Auch stärkt die Zusammenarbeit die Position gegenüber den Telekommunikati-
onsunternehmen. Denn die ziehen es vielfach vor, über kreisweite Angebote zu verhan-
deln, statt mit einzelnen Gemeinden in Gespräche einzutreten.  
 
Ein kreisweites Vorgehen, das größere und damit wirtschaftlich interessantere Kom-
munen als auch kleine Gemeinden umfasst, ermöglicht häufig auch die Anbindung klei-
ner Ortschaften ans schnelle Internet. Dabei gibt es nicht den Königsweg, sondern viele 
Möglichkeiten, dieses Ziel zu erreichen. Das Engagement der Kreise reicht von der Bera-
tung und Unterstützung der Gemeinden – zum Beispiel bei Förderanträgen – bis hin zur 
Verlegung von kreisweiten Glasfasernetzen und der Errichtung von kreiseigenen Infra-
strukturgesellschaften für die Breitbandversorgung.  
 
Bei allem Engagement der Kommunen darf nicht in Vergessenheit geraten, dass auch der 
Bund und die Länder Verantwortung für eine flächendeckende Breitbandversorgung tra-
gen. Das große Ziel, überall einen schnellen Zugang zum Internet bereitzustellen, kann 
nur durch eine gemeinsame Anstrengung aller Beteiligten erreicht werden! 9 
 
Das Beratungsunternehmen Mücke, Sturm & Company hat im Jahr 201010 eine Umfrage 
unter Gemeindevertretern gemacht mit dem Ziel, die grundsätzliche Bereitschaft der 
Gemeinden zum Breitbandausbau zu ermitteln. Etwa 90 Prozent der Gemeinden, die ihren 
Bürgern keine ausreichende Bandbreite zur Verfügung stellen können, planen eine eigen-
ständige Förderung dieser Technologie bis 2015. 
 
In ländlichen Gebieten, in denen die bestehende Breitbandnachfrage bisher unzurei-
chend befriedigt wird, ist eine marktkonforme Lösung oft nicht zu erreichen. Die Kos-
                                                           
9 Hans Jörg Duppre, Präsident des Deutschen Landkreistages, Seite 12, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
10 Mücke, Sturm & Company, Seite 3, „Breitband im ländlichen Raum“, Juli 2010 
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ten für den Netzausbau, die die Telekommunikationsunternehmen über die Preisgestal-
tung auf ihre Kunden umwälzen, sind häufig höher als deren Zahlungsbereitschaft. Es 
kommt somit kein Angebot leistungsstärkerer Netztechnologien zustande.  
 
Aus volkswirtschaftlicher Sicht kann es unter Kosten-Nutzen-Aspekten allerdings 
sinnvoll sein, in dieser Situation Förderzuschüsse für den infrastrukturellen Ausbau einer 
Region bereitzustellen. Dies ist etwa dann der Fall, wenn nicht nur die unmittelbaren Ver-
wender einer schnellen Internetverbindung Vorteile aus der Breitbandversorgung ziehen, 
sondern auch Dritten ein Nutzen entsteht, ohne dass diese an den direkten Kosten der 
Versorgung beteiligt sind. So profitiert eine Stadt oder Gemeinde indirekt durch schnelle 
Internetanschlüsse, indem neue Wohngebiete erschlossen werden können und zugezo-
gene Einwohner die lokale Nachfrage nach Waren und Dienstleistungen stimulieren.  
 
Außerdem sollten die Beteiligten zwischen kurzfristig höheren Ausgaben durch Breit-
band-Investitionen und langfristig sinkenden Einnahmen ohne diese Investitionen ab-
wägen. Letzteres droht besonders durch Abwanderung von Unternehmen in besser er-
schlossene Regionen. Die Folge davon können nicht nur regionaler Arbeitsplatz-
schwund, sondern auch die Abwanderung der Bevölkerung und somit die weitere Ver-
schlechterung der finanziellen Situation einer Gemeinde sein. 
 
Gründe für die Förderung des Breitbandausbaus von Seiten der Gemeinden11 
 

74%

68%

62%

31%

17%

Vermeidung der Abwander-
ung von Unternehmen

Steigerung der Attraktivität 
von neuen Wohngebieten

Förderung der Ansiedlung 
junger Familien

Partizipation im Standort-
wettbewerb um Unterneh-
mensansiedlungen

Sonstige 
Gründe

 
 
Tatsächlich ist dieser Bestandteil des Standortwettbewerbs für etwa drei Viertel aller be-
fragten Gemeinden ausschlaggebend für das Interesse am Breitbandausbau. Neben der 

                                                           
11 Mücke, Sturm & Company, Seite 3, „Breitband im ländlichen Raum“, Juli 2010 
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Bindung ansässiger Unternehmen geben rund 70 Prozent der Gemeindevertreter die er-
folgreiche Besiedelung neuer Wohngebiete als Grund für den Breitbandausbau an. 
Gleichzeitig soll die Ansiedlung junger Familien gefördert werden, für die eine hervorra-
gende Breitbandinfrastruktur oft von hoher Bedeutung ist. Diese Motive sind durch die Be-
strebung, dem demographischen Wandel entgegenzuwirken, eng verknüpft. Gleichzeitig 
bedeutet die Erweiterung der Gemeinde auch eine Steigerung der Einnahmen, was weite-
re Projekte zur Vergrößerung der regionalen Attraktivität erst möglich macht.  
 
Viele Gemeindevertreter haben demnach die Dringlichkeit des Breitbandausbaus ver-
standen. Im Rahmen der Befragung gaben sie an, dass bis Ende 2012 rund 95 Prozent 
der unterversorgten Bürger mit schnellem Internet versorgt werden sollen. Bislang wurde 
seitens der Gemeinden allerdings nur wenig unternommen. Erst in weniger als zehn Pro-
zent der von der Unterversorgung betroffenen Gemeinden wurde bisher ein Netz instal-
liert und erste Kunden angeschlossen. Weniger als fünf Prozent dieser Gemeinden ha-
ben bereits Pilotprojekte gestartet – obwohl ihnen weniger als 2 Mbit/s Bandbreite zur 
Verfügung stehen. Auch bei Trassenverlegung und Planungsarbeiten sind bisher deutlich 
weniger als ein Fünftel der unterversorgten Gemeinden aktiv geworden.  
 
Es besteht somit ein negativer Zusammenhang zwischen dem Grad der Unterversor-
gung und der Aktivität der Gemeinden zur Förderung des Breitbandausbaus. Die 
ohnehin relativ gut versorgten Gemeinden sind bestrebt, jeden verbleibenden unterver-
sorgten Bewohner an das Breitbandnetz anzuschließen. Dagegen sind in Gemeinden, in 
denen mehr als 50 Prozent der Bürger über weniger als 1 Mbit/s Downlink Geschwindig-
keit verfügen, momentan noch am wenigsten aktive Gegenmaßnahmen zu beobachten. 
Dennoch besteht bei 85 Prozent der Gemeinden der Wille, selbst zu handeln, um den 
Ausbau der Breitbandinfrastruktur voranzutreiben. Ein Drittel der befragten Gemeindever-
treter wäre sogar zur eigenfinanzierten Anbindung wirtschaftlich nicht rentabler Gebiete 
bereit. Dies zeigt deutlich, dass die Gemeinden als mittelbare Nutzer von der Zukunfts-
technologie Vorteile erlangen, beziehungsweise ohne sie deutliche Nachteile er-
leiden würden.  
 
Auch ohne Marktlösung ist die Erschließung unterversorgter Gebiete somit sinnvoll 
und nötig. Die Gestaltung der Finanzierung durch Gemeinden und die öffentliche 
Hand ist ausschlaggebend für das Gelingen des Projekts „Breitbandausbau“.  
 
Bei den Regionalveranstaltungen zum Thema „Schnelles Internet für alle“ wurde deutlich, 
welche Fortschritte sich erzielen lassen, wenn Gemeinden oder Landkreise entschlossen 
das Thema Breitbandversorgung angehen und tragfähige Konzepte entwickeln.12 
 
Der Großteil der Kommunen in den benachteiligten und unterversorgten Gebieten bemüht 
sich intensiv um einen schnellen Zugang zum Internet – ebenso wie eine Vielzahl von 
kleinen und mittleren Unternehmen, die mit innovativen alternativen Technologien 
die schwierigen technischen Probleme in den betroffenen Regionen lösen wollen.13 
 
Die Breitbandversorgung gehört zu den Telekommunikationsleistungen, die in Deutsch-
land überwiegend von privaten Unternehmen wahrgenommen wird. Allerdings nicht im 
ländlichen Raum, da für diese Unternehmen dies nicht mit den angestrebten Renditen zu 
verwirklichen ist. Immer dann, wenn die unterschiedlichen Lebens- und Standortbe-
dingungen zu volkswirtschaftlichen Benachteiligungen führen, hat der Staat oder in 
diesem Fall auch die Kommune das Recht, unterstützend einzugreifen. 
                                                           
12 Hans-Joachim Otto, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister für Wirtschaft und Technologie, Seite 11, 
„Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
13 Gerd Eickers, Präsident VATM, Seite 7, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
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Gerade für den Breitbandausbau im ländlichen Raum ist die Zusammenarbeit mit den 
Energieversorgern und kommunalen Unternehmen von großer Bedeutung. Synergien 
und Kooperationen zwischen Telekommunikationsbranche und kommunaler Energie-
wirtschaft werden eine wichtige Rolle spielen und sollen gefördert werden.14 
 
Der Aufbau von Glasfasernetzen verspricht nur in Ballungsgebieten akzeptable Eigenkapi-
talverzinsung für börsenorientierte Gesellschaften. Die Kommunalunternehmen können 
langfristiger kalkulieren und deshalb auch dort investieren, wo die Renditen zunächst 
weniger üppig ausfallen. Sie haben zudem die Möglichkeit, Lichtwellenleiter an vorhande-
ne Energie-, Wasser- und Abwasserinfrastrukturen mitzuverlegen. Dadurch machen sich 
viele Glasfaserprojekte wirtschaftlich.15 
 
Kommunale Unternehmen sind daher für den Glasfaserausbau prädestiniert. Sie können 
ein Netz mit offenem Zugang errichten, das dann verschiedene Anbieter als Markplatz 
für Breitbanddienste nutzen.16 Nicht auf Profitmaximierung, sondern auf der gesicherten 
Versorgung liegt das Augenmerk der kommunalen Unternehmen – auch deshalb ist der 
Breitbandausbau, der kaum Renditen im zweistelligen Bereich abwirft, bei den Stadtwer-
ken gut untergebracht.17 
 

                                                           
14 Jürgen Grützner, Geschäftsführer VATM, Seite 17, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
15 Hans-Joachim Reck, Hauptgeschäftsführer VKU, Seite 24, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
16 Hans-Joachim Reck, Hauptgeschäftsführer VKU, Seite 25, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
17 Dr. Martin Fornefeld, Geschäftsführer Kontext GmbH, , Seite 26, „Der Gemeinderat Spezial“, August 2010 
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Ausgangslage im Landkreis Cochem-Zell 
 
Im Frühjahr 2009 wurden alle Orte bezüglich der DSL-Verfügbarkeit analysiert. Dabei wur-
de festgestellt, dass die Breitbandversorgung in vielen Gemeinden unzureichend ist 
und die Telekommunikationsunternehmen (z.B. Deutsche Telekom AG) das Netz wegen 
der fehlenden Wirtschaftlichkeit selten weiter ausbauen. Durch den steigenden Bedarf an 
höheren Bandbreiten entsteht ein erheblicher Standortnachteil im ländlichen Raum ge-
genüber den Ballungsgebieten. 
 

 
 
Nach der Untersuchung vor knapp zwei Jahren wurde die Versorgung in den Gemeinden 
Altlay, Faid, Greimersburg, Illerich und Landkern verbessert. Dies erfolgte in vier von fünf 
Gemeinden durch die Zahlung eines verlorenen Baukostenzuschusses.  
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Aus dieser Betrachtung ergibt sich die folgende Situation für die Versorgung der Haushal-
ten und Einwohner. Die damalige Bezeichnung „gut“ für die Bandbreite ab 2 Mbit/s trifft 
heute sicherlich nicht mehr zu. Für die Landesregierung gelten alle Orte mit unter 
2 Mbit/s als unterversorgt. Für die Orte mit Funkversorgung wurde von einer durch-
schnittlichen Bandbreite unter 1 Mbit/s ausgegangen. Auf Grundlage der Statistik der Ein-
wohner (65.59318) und der Haushalte (33.57419) ergeben sich folgende Werte: 
 

Einwohner Haushalte
unzureichend 18672 9891

mäßig 8024 4255
gut 21611 10487

sehr gut 17286 8941
Gesamt 65593 33574  

 

Haushalte

10487; 31% 4255; 13%

9891; 29%8941; 27%

    

Einwohner

8024; 12%
21611; 34%

17286; 26% 18672; 28%

unzureichend
mäßig
gut
sehr gut

 
 
 
Die Auswertung der Daten zeigt, dass die Ziele der Bundesregierung sowie die benötig-
ten Bandbreite für Unternehmen und Bürger nicht ohne weitere Aktivitäten der Kommunen 
erreicht werden können.  
 
Die Glasfaserlösung wird unter Fachleuten als die beste Lösung angesehen. Die Funk-
technik ist immer nur die zweitbeste Lösung, ein Glasfaserkabel ermöglicht höhere und 
gesicherte Downloadraten. Die LTE-Technik ist in ländlichen Gebieten geeignet, in denen 
aus wirtschaftlichen Gründen kein Glasfaserausbau möglich ist. Mit Glasfaser ausgebaut 
werden sollte, wenn besondere Kooperations- und Finanzierungsmodelle, wie hier mit 
der Kooperation zwischen Landkreis und Verbandsgemeinden sowie der Beteiligung von 
Inexio, vorliegen.  
 
Hinzu kommt der technische Aspekt, dass sich die Nutzer bei der LTE-Technik die ver-
fügbare Bandbreite teilen müssen. Bei LTE handelt es sich um ein sogenanntes „Shared 
Medium“. Daraus resultiert, je mehr aktive Nutzer sich in einer Zelle befinden, desto ge-
ringer ist die für den Einzelnen zur Verfügung stehende Bandbreite. Die Datenrate wird 
zudem durch die Distanz des Empfängers zur Basisstation beeinflusst. Die Glasfaser-
Lösung dagegen erzielt höhere und garantierte Bandbreiten und ist für den zukünfti-
gen Weiterausbau geeignet.  
                                                           
18 Kommwis - Bestandsstatistik 31.12.2008 
19 Angaben der Verbandsgemeinden 31.12.2008 

unzureichend (< 1 Mbit/s)
mäßig (1-2 Mbit/s)

gut (2-6 Mbit/s)
sehr gut (> 6 Mbit/s)
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Geschäftsmodell „Breitbandinfrastruktur-Gesellschaft Cochem-Zell mbH“ 
 
In den letzten Jahren haben die Kommunen im Landkreis meist vergeblich versucht, den 
Breitbandausbau voranzubringen. Das Kundenpotential in den Gemeinden- und Ver-
bandsgemeinden allein reicht für die Telekommunikationsunternehmen nicht aus, so dass 
die Kommunen geschlossen vorgehen müssen und daher ein Ausbau auf Landkreis-
ebene sinnvoll ist. Der Landkreis Cochem-Zell und die fünf Verbandsgemeinden haben 
im Januar 2010 eine Kooperationsvereinbarung unterzeichnet. Das Ziel ist eine flä-
chendeckende Breitband-Basisversorgung herzustellen sowie einen zukunftsfähigen 
Ausbau der Breitband-Infrastruktur voranzutreiben.  
 
Es wurde die „Erstellung eines Gesamtkonzeptes für die Entwicklung einer Breitbandstra-
tegie für den Landkreis Cochem-Zell“20 öffentlich ausgeschrieben. Nach der Vorstellung 
der drei Bewerber erhielt das Unternehmen even:IT GmbH (Tochterunternehmen von Ine-
xio KGaA) den Auftrag. Im August 2010 wurde eine Ausbauplanung mit Trassenführung 
sowie das Konzept für die „Breitbandinfrastruktur-Gesellschaft Cochem-Zell mbH“ 
fertig gestellt. Dabei wurde ein besonderer Wert darauf gelegt, die vorhandene Infra-
strukturen (Leerrohre, alte Wasserleitungen, etc.) und geplante Baumaßnahmen für den 
Breitbandausbau zu nutzen. Die Bewerber mussten sich verpflichten, sich beim Ausbau 
der Breitbandversorgung mit mindestens 20 Prozent an den Gesamtkosten zu beteili-
gen. 
 
Eckpunkte der Ausbauplanung 
- Alle Gemeinden werden angeschlossen 
- Zukunftsfähige Glasfasertechnik 
- Den Haushalten stehen Bandbreiten von mindestens 16 MBit/s, im Regelfall von 

50 MBit/s zur Verfügung 
- Vorhandene Leerrohre und geplante Baumaßnahmen sind in die Planung eingeflossen  
- Vier halbjährliche Bauabschnitte 
- Ausbauzeitraum: 2 Jahre 
- Gesamtstrecke: ca. 340 km (davon Neubau: 160 km) 
- Gesamtkosten: ca. 17 Millionen Euro 
 
Auf Grundlage des entwickelten Geschäftsmodells werden der Bau und der Betrieb eines 
Breitbandnetzes getrennt. Auf der einen Seite wird die Planung und der Ausbau der 
Breitband-Infrastruktur von einer „Breitbandinfrastruktur-Gesellschaft Cochem-Zell 
mbH“ durchgeführt, auf der anderen Seite mietet und betreibt Inexio und ggf. auch ein 
weiterer Telekommunikationsanbieter das komplette Breitband-Netz. Inexio verpflichtet 
sich über das Endkunden-Produkt ‚Quix’ in jeder Gemeinde den Dienst mit mindestens 16 
und bis zu 100 Megabit pro Sekunde zur Verfügung zu stellen. 
 
Die „Breitbandinfrastruktur-Gesellschaft Cochem-Zell mbH“ möchte das Netz optimal und 
effizient nutzen, so dass es neutral und diskriminierungsfrei Telekommunikationsun-
ternehmen zur Verfügung gestellt wird. Das Glasfasernetz wird komplett an Inexio und 
ggf. an weitere Telekommunikationsanbieter vermietet, während Inexio in jedem Fall den 
Betrieb und die Instandhaltung übernimmt. Sofern ein Anbieter nur einzelne Orte oder be-
stimmte Trasse anmieten möchte, regelt er dies mit Inexio.  
 

                                                           
20 Die Zuwendung für diese Machbarkeitsuntersuchung durch das Programm „Förderung der Breitbandver-
sorgung ländlicher Räume (EU-Code 321.2)“ betrug 90 Prozent. 
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Breitbandinfrastrukturgesellschaft 
Planung, Netzaufbau, Vermietung 

INEXIO 
Anmietung komplettes Netz,  
Betrieb des Netzes, Vermietung 

N.N. 
Anmietung komplettes Netz, 
Vermietung 

MyQuix 
(INEXIO) 

 
Vertrieb 

Weitere Anbieter 
(Telekom,  
1&1, Arcor) 
 

Vertrieb 
 

Weitere Anbieter 
(Telekom,  
1& 1, Arcor)  

 
Vertrieb 

Endkunden 
 

Haushalte, Gewerbe, Kommunen 

Die Regelung, das Breitbandnetz komplett an Inexio zu vermieten, während diese einzelne 
Orte und Trassen weitervermieten, ist aus Sicht der Bundesnetzagentur möglich, da die 
„Breitbandinfrastruktur-Gesellschaft Cochem-Zell mbH“ generell nicht verpflichtet ist, ande-
ren Telekommunikationsunternehmen Zugriff auf das Breitbandnetz zu geben.  
 
Das zugrunde liegende Geschäftsmodell ist wirtschaftlich tragfähig und bedarf keiner verlorenen 
Baukostenzuschüsse von Seiten der öffentlichen Hand. Die Gesellschafter beteiligen sich mit 
Geld- und/oder Sacheinlagen, die sie im Laufe des Betriebes innerhalb von 20 Jahren zurückerhal-
ten. Die Wirtschaftlichkeitsrechnung wurde von einem unabhängigen Wirtschaftsprüfer ge-
prüft, der die Tragfähigkeit dieses Konzeptes bestätigt. 
 

 
 

Aufgaben 
Die „Breitbandinfrastruktur-Gesellschaft Cochem-Zell mbH“ hat die Aufgabe ein Glasfa-
sernetz für alle 92 Gemeinden im Landkreis Cochem-Zell zu planen und zu errichten. 
Die GmbH ist damit kein Telekommunikationsanbieter. Dieses Breitbandnetz wird an-
schließend an Inexio und ggf. an weitere Telekommunikationsanbieter vermietet. Der Be-
trieb und die Instandsetzung des Netzes wird vertraglich auf das Unternehmen Inexio 
übertragen. 
 
Bei den Planungen soll besonders darauf geachtet werden, vorhandene Infrastrukturen 
und künftige Baumaßnahmen in das neue Netz einzubinden. Trotz der vorhandenen Infra-
struktur (Leerrohre mit und ohne Glasfaserkabel) von knapp 180 km Länge werden für den 
Komplettausbau rund 160 km weitere Glasfaserleitungen notwendig sein, um dann alle 
Orte mit hoher Geschwindigkeit ans Internet anzubinden. Dazu sollen insgesamt 135 
Technikstandorte, die mit aktiver Breitbandtechnik und mit Strom versorgt werden müssen, 
angebunden werden.  
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Übersicht der Gesellschafter  
 

 
 
Gesellschafter (mit Anteil am Stammkapital) 

 Inexio Informationstechnologie + Telekommunikation KgaA (42,68%) 
 Landkreis Cochem-Zell (5,49%) 
 Verbandsgemeinde Cochem (3,29%) 
 Verbandsgemeinde Kaisersesch (3,29%) 
 Verbandsgemeinde Treis-Karden (3,29%) 
 Verbandsgemeinde Ulmen  (3,29%) 
 Verbandsgemeinde Zell (3,29%) 
 RWE Deutschland AG (20,73%) 
 Energieversorgung Mittelrhein GmbH (7,32%) 
 mps public solutions gmbh (7,32%) 

 
Geschäftsführung  
Die Gesellschaft wird von zwei Geschäftsführern vertreten. Die Geschäftsführer werden 
von den Gesellschaftern Landkreis Cochem-Zell (Kreiswasserwerk) sowie von RWE 
Deutschland AG gestellt. 
 
Gesellschafterversammlung 
Der Gesellschaftsvertrag sieht als Organe der Gesellschaft die Geschäftsführung und die 
Gesellschafterversammlung vor. Aufgrund der geringen Anzahl der Gesellschafter kann 
derzeit auf die Einrichtung eines Aufsichtsrates verzichtet werden.  
 
Der Einfluss der kommunalen Gesellschafter ist entsprechend der Beteiligung gege-
ben. Die Beteiligung erfolgt ausschließlich zu dem Zweck, den gesamten Landkreis mit 
gleichen Bandbreiten zu erschließen. § 87 GemO sieht auch exakt solche Regelungen 
vor, die Gemeinde soll demnach den Einfluss entsprechend ihrer Beteiligung ausüben 
können. Die Gemeinden haben hier eine deutliche Minderheitsbeteiligung, allerdings sind 
in den Regelungen des Gesellschaftsvertrags einige Sperrminoritäten enthalten. 
 
Finanzierung 
Die „Breitbandinfrastruktur-Gesellschaft Cochem-Zell mbH“ soll als Public Private Part-
nership (PPP) eingerichtet werden. Die Finanzierung (rund 17 Millionen Euro) der 
„Breitbandinfrastruktur-Gesellschaft Cochem-Zell mbH“ wird durch Geld- und/oder Sach-
einlagen der Gesellschafter sowie einem Fremdmittelanteil sichergestellt.  
 
Die vorhandenen Leerrohre mit und ohne Glasfaserbündel werden mit einem entspre-
chenden Nießbrauchsrecht, überlassen. Das Geschäftsmodell sieht vor, dass diese Einla-
ge im Laufe des Betriebs an die kommunalen Gesellschafter zurückfließt. 

 Kommunen  Versorgungs- Privater Inexio 
  unternehmen Investor 
 22 % 28 % 7 % 43 % 
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Die Finanzierung der Fremdmittel soll über die regionalen Banken erfolgen, die durch eine 
Bürgschaft des Landes Rheinland-Pfalz von bis zu 80 Prozent ergänzt werden soll.  
 
Die Gemeinden beteiligen sich nicht direkt, sondern über die Verbandsgemeinden an der 
Breitbandinfrastruktur-Gesellschaft Cochem-Zell mbH. Die Verbandsgemeinden müssen 
für die Finanzierung des Gesellschaftsanteils einen Kommunalkredit aufnehmen. Im Ge-
schäftsplan wurde die komplette Erstattung der eingesetzten Finanzmittel sowie der Zins-
aufwendungen über die Nutzungsdauer in Aussicht gestellt. Somit müssen die Gemeinden 
nicht mit zusätzlichen Kosten rechnen, so dass die Verbandsgemeindeumlage durch den 
Breitbandausbau ursächlich nicht erhöht wird. Dies gilt ebenso für die Kreisumlage. 
 
Kosten für den Breitbandanschluss 
Das Telekommunikationsunternehmen Inexio und ggf. weitere Anbieter schließen mit der 
„Breitbandinfrastruktur-Gesellschaft Cochem-Zell mbH“ einen Miet- und Betriebsvertrag 
über die Nutzung des kreisweiten Breitbandnetzes ab und vermarkten ihrerseits das Netz 
an andere Telekommunikationsunternehmen, Gewerbetreibende und Privathaushalte. Die 
aktuell gültigen Angebote für das Endkundenprodukt „QUIX“ sind auf der Internetseite 
http://www.myquix.de zu finden. 
 
 


